
Gesetzliche Grundlagen

mit Inkrafttreten dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungs- 
und bauordnungsrechtlichen Vorschriften im Geltungsbereich außer Kraft. 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes am 31.07.2009 (BGBI. I S. 2585, 2617).  

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 des Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 

Landesbauordnung (LBO) in der Fassung des Gesetzes zur Änderung der Landesbauordnung 
für Baden-Württemberg (LBO) vom 10. November 2009 (GBI. S. 615) und durch Art. 9 des 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG vom 17.12.2009 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzVO 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I. S. 58) 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 24.07.2000 GBI. S. 581, ber. S. 698, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
04.05.2009 (GBI. S. 185). 

Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über die Aufgaben des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes (VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst) vom 21.12.2006 
(GABl. S. 16) 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 06.12.1983 (GBl. S. 797), zuletzt geändert durch Art. 10 der 
Verordnung vom 25.04.2007 (GBl. S. 252, 253)

Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung
Grundflächenzahl (GRZ) Geschossflächenzahl (GFZ) 
Geschosszahl oder 
Höhe baulicher Anlagen Bauweise

TF1 TF2 TF3 TF4
Gesamt-verkaufsfläche 3.400 m² 600 m² 800 m² 1.200 m²
Nahrungs-, Genussmittel, 
Getränke und 
Tabakwaren

2.460 m²  120 m² 620 m² 

Drogerie und Kosmetik, 
Wasch- und Putzmittel, 
Apotheken- und Reformwaren, 
Zeitschriften und Zeitungen 

500 m²  560 m² 240 m² 

Haushaltwaren, Kleintextilien, 
Bücher, Schreibwaren und 
Bürobedarf, Spielwaren, 
Blumen, temporäre 
Aktionsware 

440 m²   120 m² 340 m² 

Shopzone mit 
Einzelhandelsbe- trieben, 
Gastrono- miebetriebe, 
Apotheke, Bankfiliale, 
Reisebüro, Betriebe des 
Lebensmittel- handwerks und 
Dienstleistungs- betriebe

 600 m²   

1.2 Gewerbegebiet (GE)
(§ 1 und 8 BauNVO) 

1.2.1 Der als GE festgesetzte Teil des Baugebiets dient der Unterbringung von nicht 
erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. 

1.2.2 Zulässig sind die  unter § 8 Abs. 2. BauNVO aufgeführten Nutzungen (davon 
ausgeschlossen sind die unter Punkt 1.2.3 genannten Betriebe) und die unter § 8 
Abs. 3 Nr.1. und 2. BauNVO genannten Wohnungen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen und die Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke.  

1.2.3 Ausgeschlossen sind Einzelhandelsbetriebe. 
Ebenfalls ausgeschlossen sind die unter § 8 Abs. 3 Nr. 3. genannten Vergnügungs-
stätten .  

1.3 Eingeschränktes Gewerbegebiet(GEe) 
(§ 1und 8 BauNVO) 

1.3.1 Der als GEe festgesetzte Teil des Baugebiets dient der Unterbringung von Gewer-
bebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören.  

1.3.2 Zulässig sind die unter § 8 Abs. 2 Nr. 1. BauNVO genannten Gewerbebetriebe aller 
Art (davon ausgeschlossen sind die unter Punkt 1.3.4 genannten Betriebe) und 
Lagerhäuser sowie die unter § 8 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 4 BauNVO genannten 
Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Tankstellen und Anlagen für sportliche 
Zwecke.  

1.3.3 Die unter § 8 Abs. 3 Nr. 2. BauNVO genannten Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale und gesundheitliche Zwecke sind ausnahmsweise zugelassen. 

1.3.4 Ausgeschlossen sind Einzelhandelsbetriebe und Betriebe, die das Wohnen 
wesentlich stören. Ebenfalls ausgeschlossen sind die unter § 8 Abs. 2 Nr. 1. 
BauNVO genannten Lagerplätze und öffentliche Betriebe sowie die unter § 8 Abs. 3 
Nr. 1 BauNVO genannten Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter. Ausgeschlossen sind die unter § 8 
Abs. 3 Nr. 3 BauNVO genannten Vergnügungsstätten.  

4. Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze 
(§ 9 Abs.1 Nr.4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO) 

4.1 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind lediglich 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen.  

4.2 Im Bereich des Sondergebietes (SO) Nahversorgungszentrum sind Stellplätze aus-
schließlich in einer eigens dafür festgesetzen Fläche zulässig. Auf der Fläche für 
Stellplätze sind Abstellanlagen für Einkaufswagen zugelassen.  

4.3 Für das Nahversorgungszentrum ist je 150m² Verkaufsfläche 1 Fahrrad-
abstellanlage herzustellen. Die Fahrradabstellanlagen sind unterhalb des Vordachs 
des Nahversorgungszentrums und in Eingangsnähe anzuordnen. Außer den Fahr-
radabstellanlagen und Abstellanlagen für Einkaufswagen sind keine weiteren 
Nebenanlagen unterhalb des Vordachs des Nahversorgungszentrums zugelassen.  

5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
 Natur und Landschaft
 (§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

5.1 Festsetzungen zur naturverträglichen Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser 

5.1.1 Dachflächen aus den unbeschichteten Metallen Kupfer, Zink und Blei sind unzu-
lässig. 

 

5.1.2 Das auf Grundstücken von befestigten Flächen abfließende Niederschlagswasser ist 
über die bewachsene Bodenzone zu versickern. Eine Ausnahme hiervon besteht für 
die befestigten Flächen, deren Niederschlagswasserabfluss nicht schadlos 
versickert werden kann. Diese Flächen sind über die öffentliche Kanalisation zu 
entwässern.  

5.1.3 Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Fugenpflaster, 
Rasengittersteine, Schotterrasen) herzustellen. Eine Ausnahme hiervon besteht für 
die befestigten Flächen, deren Niederschlagswasserabfluss nicht schadlos ver-
sickert werden kann. 

5.1.4 Die Dachflächen sind mind. 80% extensiv zu begrünen und dauerhaft zu 
unterhalten. Die Dachflächen sind mit einer standortgerechten Gräser-Kräuter-
Mischung anzusäen. Die Substrathöhe muss mindestens 10 cm betragen. 

 5.2 Ausgleichsmaßnahmen für die vom Eingriff betroffenen Vogelarten

5.2.1  Die in der Planzeichnung innerhalb der öffentlichen Grünflächen umgrenzten 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft dienen dem Vogelschutz. Heimische und standortgerechte Gehölze 
sollen als Gehölzgruppen angeordnet werden und als Lebensraum für Vögel 
erhalten bzw. neu geschaffen werden. An den Rändern der Gehölzflächen sollen 
Säume mit überjährig gemähter Krautschicht angelegt werden. ( Vogelschutzgehölz, 
Maßnahme M1). 

5.2.2 Im Bereich der öffentlichen Grünflächen sind 10 Nistkästen für Höhlenbrüter aufzu-
hängen. 

5.2.3 Neu entstehende Bauwerke sollen, wenn möglich, Nischen und Höhlungen als Nist-
möglichkeiten aufweisen. 

5.3 Neuanlage einer Ausgleichsfläche für Mauereidechsen und Ödlandschrecken

5.3.1 Innerhalb der als öffentliche Grünfläche festgesetzten Fläche im nördlichen Rand-
bereich des Bebauungsplangebiets in unmittelbarer Nachbarschaft zu den Aus-
gleichsflächen der Bahnstadt ist eine ca. 300m² große Ausgleichsfläche für 
Eidechsen anzulegen. Eine dementsprechend geeignete Fläche ist vor Ort abzu-
grenzen. 

5.3.2 Auf der Ausgleichsfläche vorhandene Robinien sind zu roden, Wurzelstöcke 
müssen entfernt werden. Auf der Fläche sind geeignete Habitatstrukturen 
herzustellen (Steinriegel aus Schotter geeigneter Körnung, welche auch ca. 1m tief 
in den Boden reichen und unterschiedlich ausgebildetes Totholzmaterial). 

5.3.3 Für die Ausgleichsmaßnahme ist eine landschaftsplanerische Ausführungsplanung 
vorzulegen, die Umsetzung ist durch eine naturschutzfachliche Bauüberwachung zu 
begleiten. 

   
6. Mit Geh-, Fahr- oder Leitungsrechten zu belastende Flächen
 (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die  mit Leitungsrechten zu belastenden Flächen sind zugunsten der Ver- und Entsor-
gungsbetriebe festgesetzt. Diese Bereiche sind jederzeit zugänglich zu halten. Auf den 
mit Leitungsrechten zu belastenden Flächen sind Baumpflanzungen ausgeschlossen. Von 
der nördlich der Felix-Wankel-Straße vorhandenen Fernwärmetrasse sind lichte Mindest-
abstände von 2,50m zwischen Bäumen und Leitungsanlage einzuhalten.

7. Bindung für die Erhaltung und für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen auf dem als Sondergebiet (SO) Nahversorgungszentrum 
festgesetzten Grundstück

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

7.1  Für die in der Planzeichnung festgesetzten anzupflanzenden Bäume wird die 
Baumsorte Fraxinus angustifolia Raywood (Esche), Qualität: Hochstamm, 3x 
verpflanzt, mit Drahtballierung, 20-25 cm Stammumfang festgesetzt. Die Bäume 
sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu erneuern. Je Baumstandort ist ein 
mindestens 12 m³ großer durchwurzelbarer Raum mit zertifiziertem Baumsubstrat 
herzustellen. Die Pflanzflächen sind flächendeckend zu begrünen. 

7.2  Innerhalb der Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sind einheimische und standortgerechte 
Solitärgehölze und Gehölzgruppen zur Einfassung von Wirtschaftshof, Parkplatz 
und Gebäude zu pflanzen. Die Bodendecke soll mit Stauden und Halbsträuchern 
begrünt werden. 

B Hinweise

1. Flächen, deren Böden mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind
Eine auf dem Grundstück Flurstück Nr. 21484/6 vorhandene verfüllte Grube erstreckt sich 
auch auf das Grundstück Flurstück Nr. 21484/9.  
Im Falle der ausnahmsweise zulässigen Nutzung des Grundstücks Flurstück Nr. 21484/9 
durch eine Schule und einen Kindergarten  darf aus Vorsorgegründen die vorhandene 
Oberflächenabdeckung nicht entfernt bzw. verringert werden. Alternativ ist bei einer 
Entsiegelungen bzw. Entfernung der Oberflächenbefestigung  der Boden der zukünftigen 
Freiflächen bzw. Kinderspielflächen 50cm tief auszukoffern und mit unbelastetem 
Bodenmaterial aufzufüllen. Bei Sandspielflächen, die auf der Freifläche errichtet werden, 
ist unterhalb der Nutzsandschicht eine Dränageschicht, die als Grabesperre dient, aus 
rundem Grobkies einzubauen. Außerhalb der Sandspielflächen ist das Graben durch 
Pflasterung, Balkenlage o.ä. zu verhindern. Bei beabsichtigten Nutzgärten ist der 
vorhandene Boden bis zu einer Tiefe von 1m mit unbelastetem Boden auszutauschen. 

2. Flächen, auf denen Kampfmittel vermutet werden
Im Georeferenzierten Informationssystem der Stadt Heidelberg (GIS) sind Grundstücke im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans als kampfmittelbelastete Flächen kartiert Die ent-
sprechenden Flächen sind zeichnerisch im Bebauungsplan gekennzeichnet. 
Diese Kennzeichnung kann nicht als Garantie gewertet werden, dass nicht weitere 
Belastungsflächen vorhanden sind. Entsprechend der Verwaltungsvorschrift über die 
Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (VwV-Kampfmittelbeseitigungsdienst) ist 
es Aufgabe der Grundstückseigentümer, die Suche und die Bergung von Kampfmitteln 
selbst zu veranlassen.  

3. Bodenfunde
Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen angeschnitten werden oder 
Einzelfunde auftreten (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Landesdenkmalamt, 
Abteilung Archäologische Denkmalpflege Amalienstr. 36, 76133 Karlsruhe bzw. Abteilung 
Archäologie des Mittelalters, Durmersheimer Straße 55 in 76185 Karlsruhe, Telefon 0721-
9185400 oder die Untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen (s. § 
20 DSchG). Die Fundstelle ist 4 Werktage nach der Fundmeldung in unveränderten 
Zustand zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt einer Verkürzung dieser Frist zustimmt Auf die Bestimmungen in § 20 
DSchG wird verwiesen. 

1.1.3 Ausnahmsweise zulässig ist der Einzelhandel auf maximal 900 m², jedoch nicht 
mehr als 15% der Gesamtverkaufsfläche in den Sortimenten: 

� Haushaltswaren, 
� Kleintextilien, 
� Bücher, 
� Schreibwaren und Bürobedarf, 
� Spielwaren, 
� Blumen, 
� Temporäre Aktionsware. 

Diese Sortimente bilden das Randsortiment.  

1.1.4 Ausnahmsweise sind in einer Shopzone mit maximal 600 m² Verkaufsfläche auch 
Gastronomiebetriebe, 1 Apotheke, 1 Bankfiliale, 1 Reisebüro, Betriebe des 
Lebensmittelhandwerks, und Dienstleistungsbetriebe zulässig. In der Shopzone ist 
Einzelhandel nur in den Kernsortimenten zulässig. Die unter Punkt 1.1.2  genannte 
Verkaufsflächenobergrenze darf durch Einzelhandelsbetriebe in der Shopzone 
überschritten werden. 

1.1.5 Durch Planeinschrieb ist das Einkaufszentrum in 4 Teilflächen unterteilt, denen ein 
jeweiliger Anteil an der Gesamtverkaufsfläche und den verschiedenen Sortimenten 
zugeordnet ist. 

4.  Neuanlage einer Umsiedlungsfläche für Mauereidechsen und Ödlandschrecken
Sofern die im Bebauungsplangebiet herzustellende Ausgleichsfläche nicht kurzfristig 
hergestellt werden kann, sind die im Gebiet des Bebauungsplans vorgefundenen Eidech-
sen nach Möglichkeit vollzählig auf eine Umsiedlungsfläche umzusiedeln. Diese befindet 
sich unmittelbar jenseits der nördlichen Grenze des Bebaungsplans. Gegebenenfalls ist 
die Umsiedlungfläche durch geeignete zusätzliche Strukturen eidechsengerecht zu 
gestalten (zum Beispiel mit einem Steinriegel mit einer Schüttung geeigneter Körnung, 
welche auch ca. 1m tief in den Boden reicht und unterschiedlich ausgebildetes 
Totholzmaterial). 
Die Umsiedlungsfläche  ist nach Fertigstellung und Bezug durch die Eidechsen für die 
Dauer von 1 Jahr mit einem geeigneten Schutzzaun abzugrenzen. Der Zaun muss 60cm 
hoch sein und 10cm tief in den Boden reichen. 

5. Bestehende Bebauungspläne
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten alle bestehenden Bebauungspläne im 
räumlichen Geltungsbereich außer Kraft. 

II. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO Baden-Württemberg 

1. Werbeanlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

1.1   Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Lichtwerbung in grellen 
Farben, bewegtem oder wechselnden Licht ist unzulässig. 

1.2   Im Sondergebiet (SO) Nahversorgungszentrum ist Werbung nur an den eigens 
dafür festgesetzten Stellen und an den Ansichtsflächen des Vordachs zulässig. 

1.3   Von den im Bebauungsplan festgesetzten Stellen für Werbeanlagen darf bis zu 
maximal 10,00m abgewichen werden.

I. Bebauungsplan

A Textliche Festsetzungen 
 (§9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO) 
 In Ergänzung der Planeinschriebe und Planzeichen wird folgendes festgesetzt: 

1. Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs.1 Nr.1 BauGB) 

1.1. Sondergebiet (SO) Nahversorgungszentrum 
(§ 11 Abs.3 Nr.1 BauNVO) 
 
1.1.1 Das festgesetzte Sondergebiet Nahversorgungszentrum dient der Errichtung eines 

Einkaufszentrums mit einem Angebot auf dem Schwerpunkt des kurzfristigen 
Bedarfs.Die Verkaufsfläche ist auf maximal 6.000 m² begrenzt. 

1.1.2 Allgemein zulässig ist der Einzelhandel  auf maximal 3.200 m² Verkaufsfläche in den 
Sortimenten: 

� Nahrungs- und Genussmittel, 
� Getränke und Tabakwaren, 

sowie auf maximal 1.300 m² Verkaufsfläche in den Sortimenten: 

� Drogerie und Kosmetik, 
� Wasch- und Putzmittel, 
� Apotheken- und Reformwaren, 
� Zeitschriften und Zeitungen. 

Diese Sortimente bilden das Kernsortiment. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB) 

 Höhe baulicher Anlagen
(§§ 16 und 18 BauNVO) 

Für den Teil des  Baufelds im Sondergebiet (SO) Nahversorgungszentrum, für welchen 
eine Oberkante der Gebäudehöhe von 116,00 m über NN festgesetzt ist, sind Höhen-
sprünge im oberen Gebäudeabschluss nicht zugelassen. In diesem Teil des Baufelds darf 
die im Bebauungsplan festgesetzte Gebäudehöhe durch Dachaufbauten für haus-
technische Anlagen um bis zu 2m überschritten werden. 

3. Bauweise  
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 BauNVO) 
 
Im Sondergebiet (SO) Nahversorgungszentrum ist eine abweichende Bauweise 
festgesetzt. Zulässig ist die Errichtung eines Gebäudes mit seitlichem Grenzabstand ohne 
Längen-begrenzung. 
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